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Herrn Präsidenten des Nationalrates 

Zu Z. 1450/J-NR/69 

Parlament 
1010 \1 i e n 

Die mir am 19. 110 d.J. übermittelte schriftliche 
Anfrc"ge der Abg •. zO NIL f'Iel tel.' und Genossen p Z. l450/(T-NR/69~ 

betreffend di e Erwei te1:'ung des Abfertigungsanspruches nach 
§ 23 AngG" bei Selbstkündigung d'urch den Angestellten '/'legen 
Erreichens des 65~ Lebensjahres bei Männern bzw. des 
60. Lebens jahres bei ]1rauen oder bei' Übertri tt in die vor­
zeitige Alterspension 9 beehre ich mich wie folgt zu beant-

, v/orten: 

Das Bundesministerium für Justiz hFtt bereits im 
Jahre 196/; den Entvrurf einer Novelle zum Angestell.tengesetz 
ausgearbeitet, wonach den Angestel1 ten U.;C;,~ ein Abferti­
gungsanspruch auch dann eingeräumt werden sa1l~ wenn sie 
frühestens sechs Hanate vor und spätestens 12 Nonate nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres bei Männern bzw.des 60~ 
Lebensjahres bei Frauen selbst kUndigen. 

Dieser Entwurf ist von allen jenen Stellen, die 
Dienstnehmerinteressen vertreten oder sich hinter diese 
Interessen stellen, im Prinzip befürwortet, von allen jenen 
Stellen aber, die Dienstgeberinteressen vertreten oder sich 
hinter diese stellen, kategorisch abgelehnt wordeno 

Gegen die in Aussicht genommene Neuregelung sind 
im wesentlichen folgende Argumente vorgebracht worden: 
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10 Es sei unlogisch 9 für Angestellte in einem Zeit­
punkt Begünstigungen zu schaffen, ~n dem die Gleichstel­
lung der Arbeiter und Angestellten in arbeitsrechtlicher 
Hinsicht verlangt werde, weil dann auch die Arbeiter diese 
Neuregelungen anstreben wUrden. 

2& Der Angestellte bedürfe keiner wirtschaftlichen 
Sicherung für die erste Zeit nach Auflösung des })ienstver­
hältnisses, wenn er in Pension gehe. 

30 Im Abfertigungsanspruchlege auch ein indirekter 
Kündigungsschutz, werde doch durch ihn der Dienstgeber 
von leichtfertigen Kündigungen abgehalten; dieser KUndi­
gungsschutz werde zum Teil illusorisch, wenn die Abferti­
gung bei Erreichung eines bestimmten Alters sowieso bezahlt 
werden mUßte. 

4. Die Erweiterung des Abfertigungsanspruches sei im 
Hinblick auf die Integrationsbestrebungen problematisch, 

weil ein solcher Anspruch in den meisten europäischen Staaten 
unbekannt< sei • 

. 5. Die mit der Erweiterung des Abfertigungsanspruphes 

verbundenen finanziellen Belastungen würderr der Wettbewerbs­
fähigkeit abträglich seino Bei den freien Berufen wären sie 
sogar untragbar. 

6. Die in Aussicht genommene Regelung sei sozialpolitisch 
verfehlt. Sie könae nämlich für ältere Dienstnehmer die uner­
wUnschte Nebenwirkung haben, daß sie wegen der in KUrze zu 
erwartenden Verpflichtung, eine Abfertigung' zu zahlen, noch 
s'chwerer 'einen Pos ten fänden als je tzt .'-

7. Der Allgemeinheit, die mit ihrem steueraufkommen 
zu 'einem großen Teil für den Aufwand an ASVG-Pensionen auf­
komme, sei es nach dem Ausschußbericht zu § 253 ASVG. (913 
der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des National­
rates, VII .. GP .. ) nicht zuzumuten, noch für eine verhältnis­
mäßig hohe Pension peben dem Arbeitsentgelt aufzukomrnen o 

Diese Überlegung gelte auch hinsichtlich des Abfertigungs-
anspruches. . ..... , 
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8~ Die vorgesehene Neuregelung sei arbeitsmarkt­
politisch verfehlt. 

90 Die in Aussicht genommenen Xnderungen hätten 

Beispielsfolgerungen für den öffentlichen Dienst" 

Mit dieser Angelegenheit wurde auf Grund des 
f'.linisterratsbeschlusses vom 120 T1ai 1964 der Unteraus-· 

schuß des Koalitionsausschusses befaßt. Dieser Ausschuß 

hat die gegenständliche Angelegenheit jedoch nur in einer 
einzigen Si tzur.g - am 21 & I'lai 1964 - behandelt, wobei es 
zu keiner Einigung kamo Vom Bundesministerium für Justiz 

wurde in der Folgezeit eine weitere Initiative der Gewerk­
schaft der Privatangestellten im Österreichischen Gewerk­
schaftsbund abgewartet. Eine solche Initiative wurde nicht 
ergriffen 0 

Das Bundesministerium für Justiz ist daraufhin erneut 
initiativ geworden und hat die vorwiegend beteiligten Res­
sorts um ihre Beinung über die Vleiterverfolgung der gegen­
ständlichen Angelegenheit befragto Das Bundeskanzleramt 

sowie die Bundesministerium für Finanzen, für Handelt Gewerbe 
und Industrie und für Land- und Forstwirtschaft haben hierauf 
mitgeteilt, daß sie sich nach wie vor gegen die beabsichtigte 

Erweiterung des Abfertigungsanspruches aussprecheno 
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung, das sich 

zunächst noch für eine Weiterverfolgung dieser Angelegenheit 

ausgesprochen hatte, hat schließlich vorgeschlagen, die Be­

handlung der gegenständlichen Frage im Rahmen der Kommission 

für die Kodifizierung des Arbeitsrechtes abzuwarten. Das Uo8.o 

auch diese Frage betreffende Gutachten von Herrn Univ. Prof. 

Dro Steininger war bereits Gegenstand piner Grundsatzdis­

kussion in einer PlenarSitzung der Kodifikationskommission 
und soll in nächster Zeit im sogenannten Arbeitsausschuß 
der Kommission, in dem auch das Bundesministerium für Justiz 

vertreten ist, zur weiteren Behandlung gelangeno 

30 Dezember 1969 
Derf?undesminister: 

~li 

,1';""''''. 
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